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Der Staat Israel begeht 2023 
den 75. Jahrestag seiner Grün-
dung. Vieles ist bereits darü-
ber gesagt worden, was sich 

allein in diesem Jahr im zionistischen Staat 
ereignet (hat). Die Ereigniskette bricht 
nicht ab, und der Ausgang dessen, was 
die Empörung vieler israelischer Bürger 
gegen ihre Regierung hervorgerufen hat, 
lässt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
weder voraussagen noch abschließend be-
urteilen. Gleichwohl kann man jetzt schon 
feststellen, dass die derzeit Israel beuteln-
de Protestwelle beeindruckend ist. Welche 
einschränkenden Bedenken in diesem Zu-
sammenhang anzuführen wären, soll wei-
ter unten angezeigt werden.

Aber das Jubiläumsdatum bietet auch 
die Gelegenheit, grundsätzlichere Fragen 
zu Israel aufzuwerfen. Die wohl wichtigste 
betrifft die Bilanz zwischen den Verspre-
chen des Zionismus und ihrer historischen 
Erfüllung. Hat der Zionismus verwirklicht, 
was er sich zum Ziel gesetzt hatte? Um 
dies zu beantworten, muss man in die Ge-
schichte des europäischen Judentums im 
19. Jahrhundert zurückgehen. Denn der 
Zionismus war eine politische Bewegung 
und trachtete im Zuge der allgemeinen 
Welle der westlichen Nationalstaatsbildun-
gen eine Antwort auf die Frage zu bieten, 
wie man mit dem von Nichtjuden gene-
rierten »jüdischen Problem« und dem mit 
diesem aufgekommenen und real grassie-
renden modernen Antisemitismus umzu-
gehen habe.

Blick zurück

Neben den Möglichkeiten der Assimilati-
on (Aufnahme und Einbindung der Juden 
in ihrer jeweiligen Residenzgesellschaft) 
und des Sozialismus (Befreiung der Juden 
im Rahmen einer allgemeinen Emanzip-
tion der Menschen) etablierte sich auch 
recht bald die zionistische Lösung, die 
die Gründung einer nationalen Heimstätte 
für die Juden vorsah. Das Problem dieser 
Lösung bestand darin, daß die unabkömm-
lichen Voraussetzungen für die Gründung 
eines Nationalstaates im Falle des Zio-
nismus nicht bestanden: Die Juden waren 
nicht im Besitz eines eigenen Territoriums, 
auf dem der Staat errichtet werden sollte; 
sie besaßen auch kein konsolidiertes Kol-
lektiv zur Besiedlung des Territoriums, da 
sie überall auf der Welt verstreut waren; 
und nicht einmal die gemeinsame kulturel-
le Grundlage einer Nationalsprache stand 
ihnen zur Verfügung  – ein verhementer 
Sprachstreit musste erst entscheiden, ob 
Hebräisch oder Jiddisch, Sprache der ost-
europäischen Judenheit, zur verbindlichen 
Kollektivsprache avancieren würde. Nach 
Abschluss des Ersten Zionistischen Welt-
kongresses im Jahre 1897 schrieb Theodor 
Herzl in sein Tagebuch: »Fasse ich den 
Baseler Congress in ein Wort zusammen – 
das ich mich hüten werde, öffentlich aus-
zusprechen – so ist es dieses: In Basel habe 
ich den Judenstaat gegründet.« Ungeachtet 
des Grundes für den damaligen Skrupel 
Herzls, öffentlich zu äußern, wovon er 
überzeugt war, lässt sich im nachhinein 
sagen, dass sich in diesem Diktum verdich-
tet, was nachmals die Grundkoordinaten 
des zionistischen Wegs und der israeli-

schen Staatsgründung bestimmen sollte.
Im fernen europäischen Basel ist kon-

zipiert worden, was dann im nahöstlichen 
Territorium Palästinas realisiert wurde. Ei-
ne Lüge war dabei, dass ein Volk ohne Land 
in ein Land ohne Volk einziehe. Ob man die 
dann einsetzende Siedlungsbewegung der 
Juden in diesem dem britischen Mandat un-
terstellten Land als Kolonialismus bezeich-
nen möchte oder nicht, ist unerheblich. Klar 
ist nur, dass man darin die Ursprünge des 
historischen Konflikts mit den Palästinen-
sern zu sehen hat, und dass es sich im 
Wesen um einen Territorialkonflikt handelt. 
Und da die Juden auf allen Erdteilen ver-
streut lebten, mussten sie, ideologisch for-
ciert, in dem Land, in dem der Staat gegrün-
det werden sollte, »versammelt« werden.

Es gab bis zur Staatsgründung 1948 meh-
rere Einwanderungswellen, vor allem aus 
dem europäischen Raum: Es handelte sich 
teils um zionistische Gesinnungsimmig-
rationen, teils um Emigrationen, die aus 
der Not geboren waren. Die Schoah kann 
in diesem Zusammenhang als gravieren-
der Einschnitt gewertet werden. Denn vor 
der Schoah bildeten vor allem aschkenasi-
sche Juden die großen Immigrantenmas-
sen. Die meisten aus islamisch geprägten 
Ländern emigrierenden Juden (Mizrachim) 
gelangten nach Israel nach der Staatsgrün-
dung; Teile von ihnen mussten der Not in 
ihren Heimatländern entkommen, die ih-
nen durch die Gründung des zionistischen 
Staates enstanden war; Israel selbst war 
an ihrer zuvor unterlassenen Emigration 
interessiert, denn es galt nun, die demogra-
phischen Proportionen zwischen den Juden 
Israels und den nach der Nakba geblie-
benen Palästinensern zugunsten der Juden 
zu wenden, die in der Schoah ein große 
Zahl an potentiellen Einwanderern verloren 
hatten.

In dieser bildungsmäßig, kulturell und 
wirtschaftlichen Melange darf man den 

Ursprung der ressentimentgeladenen ethni-
schen Spannungen innerhalb der jüdischen 
Bevölkerung Israels verorten; die ideolo-
gisch proklamierte Schmelztigelpolitik 
hat nicht geklappt: Bis heute glauben viele 
Mizrachim in Israel, bei ihrer Ankunft im 
Land rassistische Vorurteile erfahren zu ha-
ben und in ihrer nachfolgenden Etablierung 
diskriminiert worden zu sein. Das bestim-
mende (freilich oft übersehene) strukturelle 
Moment dabei war, dass es nun einmal die 
aus Europa eingewanderten Juden waren, 
die bereits in der prästaatlichen Ära die 
Fundamente für die Infrastruktur des künf-
tigen Staates gelegt haben, und entspre-
chend auch die Hegemonie in der Politik, 
der Wirtschaft und der Kultur innehatten, 
als die marokkanischen, jemenitischen und 
irakischen Juden in den 1950er Jahren in 
Israel ankamen.

Defizitäre Voraussetzungen

Wenn man nach einem gemeinsamen 
Nenner der Identität für die in aller Welt 
lebenden und entsprechend ethnisch un-
terschiedlich eingebundenen Juden suchte, 
so gab es da letztlich nur die Religion. Die 
stellte zwar ein Problem dar für den sich in 
seinen Hauptströmungen säkular wähnen-
den Zionismus, aber es war kein Zufall, 
dass es Erez Israel (Palästina) war, das als 
Land für die Errichtung des Staates und 
dass es Hebräisch war, das als National-
sprache auserkoren wurde; sie waren die 
Verbindung zu den Urvätern, Erez Israel 
mithin das »von Gott den Juden verheißene 
Land«. So wurde denn die dem Zionismus 
als Kitt diasporischen Lebens geltende Re-
ligion gleichsam durch die Hintertür in 
seine eigene Ideologie eingeschleust. Das 
hatte funktionale Gründe und wurde hin-
genommen, solange der sogenannte Status 
quo gewahrt wurde. Damit waren aber die 
Probleme des Amalgams von Staat und 

Religion (die der Zionismus nie zu trennen 
trachtete) mitnichten behoben.

Um dies zu begreifen, muss man sich 
die verschiedenen Abstufungen in der 
jüdischen Religion in Israel vor Augen 
halten. Orthodoxe bzw. ultraorthodoxe Ju-
den mit einer nicht- bzw. antizionistischen 
Einstellung zum Zionismus leben neben 
Trägern der nationalreligiösen Ideologie, 
die zum einen die messianische Doktrin 
konserviert, zum anderen aber postuliert, 
dass sich die Ankunft des Messias bereits 
anbahne, und zwar historisch gerade durch 
die Heraufkunft des politischen Zionis-
mus. Die Erfüllung ihrer messianischen 
Vision sehen die Nationalreligiösen in 
der Besiedlung des »Landes der Urväter«, 
also des okkupierten Westjordanlandes. 
Man darf heute ohne zu zögern behaupten, 
dass sie und die sich teilweise nationa-
lisierenden Orthodoxen (mit starker Un-
terstützung aller israelischen Regierungen 
seit 1967) es waren, die zur Sackgasse der 
Verunmöglichung der Zweistaatenlösung 
geführt haben. Beide religiösen Strömun-
gen sind übrigens dem Reformjudentum 
gegenüber feindselig eingestellt.

75 Jahre Israel? Es handelt sich um die 
Erfolgsgeschichte eines bedeutenden histo-
rischen Projekts, das nun aber dabei ist, sich 
von innen her aufzulösen und zugrunde zu 
gehen. Die defizitären historischen Voraus-
setzungen der Staatsgründung, die inneren 
Widersprüche innerhalb der Gesellschaft 
und das nie eingestandene Unrecht, das an 
den Palästinensern begangen wurde, liegen 
strukturell der gegenwärtigen Krise zugrun-
de. Nur wenn die Energie, die zur Zeit ge-
neriert wird, um die Entdemokratisierung 
Israels abzuwehren, auf die Lösung des 
Konflikts mit den Palästinensern gerichtet 
sein wird (allem voran auf die Aufhebung 
der Okkupation), gibt es eine Chance für 
das historische Überleben dieses Projekts 
als das, was es vorgibt zu sein.

Kein Land ohne Volk
Zionismus, innere Widersprüche und die Besetzung palästinensischen Landes:  
Eine Bilanz zu 75 Jahren Israel. Von Moshe Zuckermann

Moshe Zuckermann ist 
emeritierter Professor 
der Universität Tel Aviv. 
Er lehrte dort Geschich-
te und Philosophie der 
Geistes-, Sozial- und 
 Kulturwissenschaften
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junge Welt drei Wochen gratis testen!
Gestoppt
Dakota Access Pipeline: Niederlage für Trumps Energiepolitik. Erfolg für Standing Rock Sioux 

BeleuchtetStaatlicher Rassismus mit tödlichen Folgen: Dokumentation zu Poli-zeigewalt gegen Geflüchtete

Kassiert
Britannien liefert nach gerichtlichem Verbot wieder Waffen an Saudi-Arabien. Kritik an Regierung 

Gebündelt
Anthologie zur Geschichte feminis-tischer Kämpfe: »Keine Mär-chen« von Helga W. Schwarz 

Ausgerechnet am Tag der Vor-stellung des Verfassungs-schutzberichts für das vergan-gene Jahr, an dem Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) und Inlandsge-heimdienstchef Thomas Haldenwang sich dafür lobten, die ultrarechte Szene konsequent wie nie zu bekämpfen, wur-de bekannt, dass im Fall der faschisti-schen Drohschreiben gegen die Linke-Politikerin Janine Wissler eine Spur zur Polizei führt. Wissler hatte schon im Februar zwei Schreiben mit Beschimp-fungen und Morddrohungen erhalten; inzwischen traf ein weiteres bei ihr ein, wie die Frankfurter Rundschau (FR) am Donnerstag berichtete. Alle Schrei-ben waren mit dem Kürzel »NSU 2.0« unterzeichnet. Im Februar seien von einem Polizeicomputer in Wiesbaden private, nicht öffentlich zugängliche Daten der Politikerin abgefragt worden. Die kurz darauf bei Wissler eingetroffe-nen Drohschreiben hätten ebensolche Daten enthalten.
Seehofer nannte am Donnerstag in Berlin »Rechtsextremismus« als mo-mentane Hauptgefahr für die Sicherheit in Deutschland: »Dieser Bereich ist die größte Bedrohung«. Er könne sich aber nicht erinnern, dass »zur Bewältigung einer großen Herausforderung in unse-rem Staat« je soviel getan worden sei wie in den Jahren 2019 und 2020 gegen die gewaltbereite rechte Szene. Sowohl das Bundeskriminalamt als auch das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) seien dafür »massiv personell aufgestockt« worden. Dass faschisti-sche Strukturen von der Behörde maß-geblich aufgebaut und gefördert wur-den, verschwieg er geflissentlich. BfV-Chef Haldenwang erklärte: »Die größte Sorge, die mich aktuell umtreibt, ist die gestiegene Gewaltbe-

reitschaft in nahezu allen Phänomenbe-reichen«. Den rassistischen Mehrfach-mord am 19. Februar in Hanau bezeich-nete er als »vorläufigen Höhepunkt« rechter Gewalt gegen Minderheiten und Andersdenkende. »Wir müssen den regelrechten Wettbewerb durch-brechen, den es in der rechtsextremis-tischen Szene gibt – um den Anschlag mit der höchsten Opferzahl«, sagte Haldenwang, der mit dem Beispiel des norwegischen Massenmörders Anders Behring Breivik einen internationalen Bezug herstellte.
Wenig erstaunlich: Es war Halden-wang wichtig, das Thema »Linksext-remismus« herauszustellen. Auch hier steige die Gewaltbereitschaft, etwa gegen Polizeibeamte oder eine Immo-

bilienmaklerin, die in ihrer Wohnung verprügelt worden sei. Das Beispiel stammte offenbar aus Leipzig, aller-dings wurden in diesem Fall noch keine Täter gefasst und verurteilt.Haldenwang griff aber auch linke Bündnis- und Öffentlichkeitsarbeit an. Außerdem würden es linke »Extremis-ten« zum Teil schaffen, »ihre Vertreter in hohe Staatsämter zu hieven«. Ein »unerträglicher Vorgang« sei für ihn die Wahl der Linken-Politikerin Bar-bara Borchardt zur Verfassungsrich-terin in Mecklenburg Vorpommern, sagte Haldenwang. Die Parteiströmung »Antikapitalistische Linke«, der Bor-chardt angehört, taucht ebenso im Ver-fassungsschutzbericht für 2019 auf wie junge Welt als einzige Tageszeitung. Sie 

wird erneut als das »auflagenstärkste Printmedium im Linksextremismus« bezeichnet.
Zudem fällt auf, dass »Reichsbürger und Selbstverwalter« auch im aktuellen Verfassungsschutzbericht überwiegend nicht zu den »Rechtsextremisten« ge-zählt werden. »Ein geringer Teil der ›Reichsbürger‹ und ›Selbstverwalter‹ ist auch dem Rechtsextremismus zuzu-rechnen«, heißt es statt dessen in dem Bericht. Beunruhigend sei die »hohe Waffenaffinität dieses Personenkrei-ses«, sagte Seehofer am Donnerstag und räumte ein, dass man es noch nicht geschafft habe, allen amtsbekannten »Reichsbürgern« die Waffenscheine zu entziehen.
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Waffenruhe abgelehnt
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EU-Chefdiplomat gegen neue Türkei-Sanktionen
Brüssel. EU-Chefdiplomat Josep Borrell hält neue Sanktionen gegen die Türkei für kontraproduktiv. »Der aktuelle negative Trend in unseren Beziehungen muss gestoppt und um-gekehrt werden«, sagte der Spanier am Donnerstag im EU-Parlament in Brüssel. Die Dynamik von Ver-geltungsmaßnahmen führe nicht zu mehr Sicherheit und Stabilität im Mittelmeerraum. »Die Türkei ist ein wichtiger Partner, ein EU-Beitritts-kandidat und ein NATO-Mitglied«, betonte Borrell.

Für einen härteren Kurs gegen-über der Türkei setzen sich in der EU vor allem Griechenland, Zypern und Frankreich ein. Zypern wirft Ankara illegale Erdgaserkundungen im Mittelmeer vor, Athen beklagt unter anderem Verletzungen des griechischen Luftraums durch Flüge türkischer Kampfflugzeuge. Paris beschuldigt die Türkei, gegen das UN-Waffenembargo in Libyen zu verstoßen.  
(dpa/jW)

BRD exportiert weiteres U-Boot nach Ägypten

Berlin. Die Bundesregierung hat den Export eines weiteren U-Boots nach Ägypten genehmigt. Eine »abschließende Genehmigungsent-scheidung« habe der geheim tagen-de Bundessicherheitsrat auf Antrag des Rüstungskonzerns »Thyssen-Krupp Marine Systems« (TKMS) getroffen, wie Bundeswirtschafts-minister Peter Altmaier (CDU) dem Wirtschaftsausschuss des Bundes-tages mitteilte. »Mit der Aufrüstung von Ägypten befeuert die Bundes-regierung die Kriege im Jemen und Libyen«, warnte Sevim Dagdelen (Die Linke), abrüstungspolitische Sprecherin und Obfrau im Auswär-tigen Ausschuss, am Donnerstag im Bundestag. Sie forderte »eine sofortige Beendigung dieser skru-pellosen Exportpolitik.« Erst im April war in Kiel das dritte von vier U-Booten an Ägypten übergeben worden. Der Bundessicherheitsrat erlaubte auch Rüstungsgeschäfte mit Algerien, Brasilien, Singapur und Südkorea.  (dpa/jW)

BfV-Chef Haldenwang (links) und Bundesinnenminister Seehofer (CSU) mit dem neuen Verfassungsschutzbericht
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Verfassungsschutzchef sieht Terror in Hanau nur als »vorläufigen Höhepunkt« rechter 

Gewalt. Innenminister preist Aktivität seines Ressorts. Von Claudia Wangerin

Kolumbiens Regierung schmettert Angebot von ELN-Guerilla ab. Parlamentarier fordern Friedensdialog
Die kolumbianische Regierung hat ein Angebot der Nationa-len Befreiungsarmee (ELN) für eine Waffenruhe während der Co-ronapandemie abgelehnt. Der Vor-schlag der linken Guerillaorganisation sei nicht von einem »wahren Willen zum Frieden« getragen, erklärte der »Friedensbeauftragte« der Regierung, Miguel Caballos, am Mittwoch (Orts-zeit) im Fernsehsender Caracol. Bereits am Dienstag hatte der rechte Staats-chef Iván Duque erklärt: »Die ELN ist eine terroristische Gruppe. Kolumbien fordert, dass sie die Geiseln freilassen 

und ihre kriminellen Handlungen ein-stellen.«
Am Dienstag hatte die ELN eine mindestens 90tägige Waffenruhe ange-boten, sollten sich auch die kolumbiani-schen Streitkräfte daran beteiligen. In einem Kommuniqué heißt es, dadurch könne der Kampf gegen die Pandemie im Land erleichtert werden. Zudem sol-le ein »Klima der Entspannung« ge-schaffen werden, um so auch eine Rück-kehr zu den Friedensverhandlungen mit der Regierung zu ermöglichen. Mit dem Angebot folgte die ELN einem Appell von UN-Generalsekretär António Gu-

terres, der zur Beilegung bewaffneter Konflikte während der Coronakrise auf-gerufen hatte.
Duques Vorgänger Juan Manuel San-tos hatte 2017 offizielle Friedensver-handlungen mit der ELN in der ecuado-rianischen Hauptstadt Quito begonnen, die später in die kubanische Hauptstadt Havanna verlegt wurden. Beendet wur-den sie vom derzeitigen Präsidenten, nachdem am 17. Januar 2019 insgesamt 23 Personen bei einem Autobomben-anschlag auf eine Polizeischule in der Hauptstadt Bogotá getötet worden wa-ren, wofür er die ELN verantwortlich 

machte. Seitdem befindet sich die Ver-handlungsdelegation der Guerilla in Havanna, da die kolumbianische Regie-rung bei Interpol einen internationalen Haftbefehl gegen sie erwirkt hat.Die ELN betonte in der Vergangen-heit immer wieder ihre Bereitschaft zur Wiederaufnahme der Friedensverhand-lungen. Am Mittwoch veröffentlichten zudem 14 oppositionelle Parlamenta-rier einen Aufruf zum Dialog. In einem Brief an Duque heißt es, es gehe darum, »eine Verhandlungslösung voranzu-bringen« und »den Konfrontationen ein Ende zu setzen«. Frederic Schnatterer

wird herausgegeben von  2.335 Genossinnen und  Genossen (Stand 8.7.2020)n www.jungewelt.de/lpg
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Finanzhaie
Die zunehmende Privatisierung und Einbindung des Wohnungsmarktes in eine deregulierte Finanzwirtschaft führt zu immer größerer sozialer Ungleichheit. Die Macht der Private-Equity-Fonds und Immobilien-AGs. Von Philipp P. Metzger
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Symbolpolitik am 20. Tag der US-Invasion in den Irak: Ein Schlappen mit dem Schriftzug »Amerikanischer Adler« auf dem 
Denkmalkopf Husseins


